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Das Versorgungsamt prüft das Vorlie-
gen einer Behinderung, den Grad der
Behinderung und weitere gesundheit-
liche Merkmale für die Inanspruchnah-
me von Nachteilsausgleichen nur auf
Antrag des behinderten Menschen.
Dieser kann formlos gestellt werden.
Ausreichend wäre ein Schreiben nach
folgendem Muster:

Allein aufgrund eines solchen Schrei-
bens ist allerdings noch kein Schwer-
behindertenausweis zu erwarten. Es
reicht aber aus, um den Kündigungs-
schutz nach dem Schwerbehinderten-
recht in Anspruch zu nehmen, wenn 
es vor einer Kündigung beim Versor-
gungsamt eingeht und zur Ausstellung
eines Schwerbehindertenausweises

führt (vgl. Schriftenreihe „Für schwer-
behinderte Menschen“ – Heft 7: „Kün-
digungsschutz“).

Das Versorgungsamt wird dem Antrag-
steller den Eingang bestätigen (Muster
siehe Seite 32) und ihm einen Antrags-
vordruck zusenden. Die Eingangsbe-
stätigung kann z. B. dem Arbeitgeber

vorgelegt werden, um Kündigungs-
schutz oder Zusatzurlaub geltend zu
machen.

Der Erstantrag:

Muster:

Ralf Meyer Warendorfer Str. 26
12345 Musterstadt, den

An das
zuständige
Versorgungsamt (siehe Anlage E diese Heftes)

Hiermit beantrage ich die Feststellung der Schwerbehinderten-
eigenschaft.

Ralf Meyer
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Wenn es nicht auf eine besonders
schnelle Antragstellung ankommt, ist
es sinnvoller, anstelle des formlosen
Antrages sofort den amtlichen An-
tragsvordruck zu verwenden. Ihn gibt
es kostenlos beim Versorgungsamt
(Anruf genügt/Tel. siehe Seite 217), bei
den örtlichen Fürsorgestellen der Krei-
se oder der größeren Städte (Seite
221), bei den Sozialämtern der
Gemeinden, bei den Behindertenver-
bänden oder bei den Schwerbehin-

dertenvertretungen in Betrieben und
Dienststellen. Die kleine Mühe lohnt
sich, denn dadurch wird die Zeit für die
Bearbeitung des formlosen Antrages
gespart. Möglicherweise kann der
beantragte Schwerbehindertenaus-
weis dann schon einige Wochen eher
ausgestellt werden. Die Stellen, bei
denen das Antragsformular zu erhalten
ist, helfen auch gern, es richtig auszu-
füllen.

Nachfolgend ist der Antragsvordruck im Original abgedruckt.

Die Randnummern (z.B. �) verweisen auf die einzelnen Erläuterungen 
auf den Seiten 17 bis 31.
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Zu Randnummer � :

Der Antrag muss an das Versorgungs-
amt gerichtet werden, in dessen
Zuständigkeitsbereich der Wohnsitz
des Antragstellers liegt (siehe Anlage
E). In Anlage F finden Sie auch Hinwei-
se, welches „Auslandsversorgungs-
amt“ für die Antragstellung zuständig
ist, wenn der Antragsteller Grenzarbeit-
nehmer ist (siehe „Zu Randnummer
3“). Wohnsitz ist dort, wo der behinder-
te Mensch eine Wohnung genommen
hat, sie beibehalten und benutzen will.
Für Ausländer und Staatenlose ist das
Versorgungsamt zuständig, in dessen
Bereich der Wohnsitz im Bundesgebiet
(Geltungsbereich des SGB IX) liegt. Bei
der Bestimmung des zuständigen Ver-
sorgungsamtes hat der behinderte
Mensch ein Wahlrecht, ob er den
Antrag an das Versorgungsamt, das
für den 1., für den 2. oder für einen
weiteren Wohnsitz zuständig ist, rich-
ten will.

Deutsche Arbeitnehmer, die von deut-
schen Firmen oder Behörden zeitlich
begrenzt zu einer Tätigkeit ins Ausland
abgeordnet worden sind und keinen
Wohnsitz mehr im Geltungsbereich
des SGB IX haben, richten ihren Antrag
an das aus der Anlage F ersichtliche
sogenannte „Auslandsversorgungs-
amt“.

Zu Randnummer � :

Im eigenen Interesse sollten alle Anga-
ben im Antrag möglichst mit Maschi-
nen- oder Blockschrift ausgefüllt wer-

den. Das erleichtert die Antragsbear-
beitung.

Zu Randnummer � :

Auf die deutsche Staatsangehörigkeit
kommt es nicht an. Bei Ausländern ist
es jedoch erforderlich, dass sie eine
Aufenthaltsgenehmigung oder -gestat-
tung haben oder berechtigt sind, als
Grenzarbeitnehmer in der Bundesre-
publik zu arbeiten. Grenzarbeitnehmer
sind Arbeitnehmer, die ihren Wohnsitz
im Ausland beibehalten, eine Beschäf-
tigung in der Bundesrepublik Deutsch-
land ausüben und täglich, mindestens
aber einmal wöchentlich, an ihren
Wohnsitz zurückkehren.

Ausländer und Staatenlose müssen
dem Versorgungsamt die amtliche Be-
scheinigung über die Aufenthaltsge-
nehmigung bzw. -gestattung einrei-
chen (Passvermerk usw.). Es ist aber
auch möglich, sich von der Ausländer-
behörde die im Antragsformular ent-
haltene Bestätigung ausfüllen, unter-
schreiben und abstempeln zu lassen.
Gleiches gilt für Grenzarbeitnehmer
(anstelle der Vorlage des Ausweises für
den kleinen Grenzverkehr).

Nach dem Rundschreiben des BMA
vom 25. 10. 1999 – V a 2 – 58100 – ist
von einem rechtmäßigen gewöhn-
lichen Aufenthalt im Sinne des § 2 Abs.
2 SGB IX auch bei Ausländern auszu-
gehen, die im Besitz einer Duldung
gem. § 55 Ausländergesetz sind, wenn
der geduldete Aufenthalt mindestens
drei Jahre beträgt, er sich auf unbe-
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stimmte Zeit in Deutschland aufhalten
wird und der Abschiebung Hindernisse
entgegenstehen, die er nicht zu vertre-
ten hat, und somit damit von vorn-
herein feststeht, dass er auch nach
Ablauf der jeweils für drei bis sechs
Monate erteilten Duldungen nicht
abgeschoben wird.

Zu Randnummer � :

Wohnsitz ist dort, wo der behinderte
Mensch eine Wohnung genommen
hat, sie beibehalten und benutzen
will.

Ein Wohnsitz kann auch an mehreren
Orten bestehen (z. B. 1. und 2. Wohn-
sitz).

Deutsche Arbeitnehmer, die von deut-
schen Firmen oder Behörden zeitlich
begrenzt zu einer Tätigkeit ins Aus-
land abgeordnet worden sind und
keinen Wohnsitz mehr im Geltungs-
bereich des SGB IX haben, können
dennoch einen Schwerbehinderten-
ausweis bekommen und tragen hier
ihren Auslandswohnsitz ein.

Zu Randnummer � :

Im Regelfall wird der behinderte
Mensch selbst oder in dessen Namen
der gesetzliche Vertreter (Betreuer) den
Antrag stellen. Der behinderte Mensch
kann auch z. B. einen Rechtsanwalt,
einen Gewerkschaftssekretär oder den
Vertreter eines Behindertenverbandes
zur Antragstellung und zur Wahrneh-
mung seiner Rechte im weiteren Verfah-

ren bevollmächtigen. Für Rentenberater
gilt dies nur, wenn sie für das Verfahren
beim Versorgungsamt zugelassen sind. 

Darüber hinaus kann der behinderte
Mensch jede weitere Person seines Ver-
trauens bevollmächtigen, sofern diese
Person die Vertretung nicht berufs-
mäßig durchführt.

Auch die Schwerbehindertenvertre-
tung der schwerbehinderten Men-
schen, die örtlichen Fürsorgestellen
und die Sozialämter sind selbstver-
ständlich bei der Ausfüllung des Antra-
ges gern behilflich.

Der Arbeitgeber des behinderten Men-
schen ist an dem Feststellungsverfah-
ren beim Versorgungsamt grundsätz-
lich nicht beteiligt. Er wird von dort
auch nicht angehört oder benachrich-
tigt und hat keine Möglichkeit, gegen
Feststellungsbescheide des Versor-
gungsamtes einen Rechtsbehelf einzu-
legen.

Zu Randnummer 	 :

Sollte der Antragsteller bei einer ande-
ren öffentlichen Stelle bereits einmal
die Feststellung einer Beeinträchtigung
beantragt haben, so muss hier der
Name der damals entscheidenden
Stelle und das Geschäftszeichen ein-
getragen werden.

Das Versorgungsamt kann ohne wei-
tere Ermittlungen sofort einen Be-
scheid erteilen und einen Ausweis aus-
stellen,
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a)wenn der behinderte Mensch schon
eine „Feststellung über das Vorliegen
einer Behinderung“ besitzt und

b)wenn die „Minderung der Erwerbs-
fähigkeit“ darin auf mindestens 50 %
festgesetzt ist.

Folgende Bescheide oder Entschei-
dungen über die Behinderung und den
Behinderungsgrad gelten als „Feststel-
lung“ und können deshalb der Aus-
weisausstellung zugrunde gelegt wer-
den:
– Rentenbescheide der gesetzlichen

Unfallversicherung (Berufsgenossen-
schaften),

– Bescheide der Versorgungsämter
über Rentenansprüche nach dem
Bundesversorgungsgesetz, Häft-
lingshilfegesetz, Soldatenversor-
gungsgesetz, Zivildienstgesetz, Bun-
des-Seuchengesetz, Opferentschä-
digungsgesetz, Strafrechtliches
Rehabilitationsgesetz, Verwaltungs-
rechtliches Rehabilitationsgesetz,

– Bescheide der Entschädigungs-
behörden über Rentenansprüche
nach dem Bundesentschädigungs-
gesetz,

– Bescheide der Wehrbereichsge-
bührnisämter über den Anspruch auf
Ausgleich nach § 85 des Soldaten-
versorgungsgesetzes,

– Entscheidungen über den Unfallaus-
gleich nach beamtenrechtlichen
Unfallvorschriften,

– Gleichstellungsbescheide und -be-
scheinigungen, die bei Anerkennung
einer Minderung der Erwerbsfähig-
keit von mindestens 50 % nach dem

Schwerbeschädigtengesetz von
den Hauptfürsorgestellen und Für-
sorgestellen vor dem 1. 5. 1974
erteilt wurden und noch gültig sind.

Der behinderte Mensch kann eine Fest-
stellung der Behinderung und deren
Bewertung durch das Versorgungsamt
trotz Vorliegen einer der vorgenannten
Entscheidungen in folgenden Fällen
beantragen:
a)Es liegen mehrere Beeinträchtigun-

gen vor, die in mehreren Rentenbe-
scheiden, Verwaltungs- oder Ge-
richtsentscheidungen einzeln, aber
nicht in ihrer Gesamtheit, festgestellt
sind.

b)Neben der Behinderung, die in
einem Rentenbescheid, einer Ver-
waltungs- oder Gerichtsentschei-
dung festgestellt ist, liegen weitere
Beeinträchtigungen vor, über die bis-
her keine Feststellung getroffen
wurde.

c)Es liegt zwar nur die bereits in einem
Rentenbescheid, einer Verwaltungs-
oder Gerichtsentscheidung festge-
stellte Behinderung vor, der Grad
der Behinderung ist aber nach
anderen – für den behinderten Men-
schen ungünstigeren – Bewertungs-
maßstäben festgestellt worden, als
sie das Versorgungsamt bei der
Feststellung nach dem SGB IX
anzuwenden hat (z. B. Unfallrente
aufgrund eines Arbeitsunfalles mit
Verlust des linken Unterschenkels =
40 v. H. /  Feststellung durch das
Versorgungsamt = GdB 50). Wenn
das Versorgungsamt einen GdB von
50 feststellt, obwohl in dem
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Bescheid über die Gewährung von
Unfallrente nur 40 v. H. ausgewiesen
sind, so hat dies allerdings nicht zur
Folge, dass etwa die Unfallrente
durch die Bewertung des Versor-
gungsamtes erhöht würde.

Das Versorgungsamt kann bei Fest-
stellung des Grades der Behinderung
nach dem SGB IX in bestimmten Son-
derfällen von den vorliegenden Be-
scheiden und Entscheidungen auch
nach unten abweichen. Z. B. kann bei
Kriegsbeschädigten die Erhöhung der
MdE wegen „besonderen beruflichen
Betroffenseins“ nicht berücksichtigt
werden. In diesen Fällen empfiehlt das
Versorgungsamt, den Feststellungsan-
trag zurückzunehmen, damit der Aus-
weis aufgrund des vorliegenden Be-
scheides über eine MdE von mindes-
tens 50 v. H. ausgestellt werden kann 
(s. Seite 19).

Entscheidungen und Bescheide, in
denen die Behinderung nur durch
Bezeichnungen wie „Berufsunfähig-
keit“, „Erwerbsunfähigkeit“, „Arbeits-
unfähigkeit“, „Dienstunfähigkeit“ o. ä.
zum Ausdruck gebracht wird, sind
keine Feststellungen, die zur Ausweis-
ausstellung ausreichen. Denn hier ist
der Grad der Behinderung nicht aus-
drücklich festgestellt. Deshalb genü-
gen auch nicht die Bescheide über
Renten aus der Angestellten- oder
Arbeiterrentenversicherung.

Zu Randnummer � :

Hier sind alle Gesundheitsstörungen
möglichst mit Funktionseinbußen

anzugeben, die als Behinderung fest-
gestellt werden sollen. Dazu gehören
auch Folgeschäden (z. B. Wirbelsäu-
lenschaden nach Oberschenkelampu-
tation) sowie Schmerzen und psychi-
sche Auswirkungen. Unter Gesund-
heitsstörungen in diesem Sinne
versteht man nicht den regelwidrigen
körperlichen, geistigen oder seelischen
Zustand als solchen. Vielmehr ist damit
die Auswirkung der Beeinträchtigun-
gen gemeint, die durch den regelwid-
rigen Körper-, Geistes- oder Seelen-
zustand verursacht werden.

Beispiel: Führt eine Behinderung (eine
Salmonellendauerausscheidung, eine
tuberkulose Erkrankung usw.) zu einer
zusätzlichen psychischen Belastung,
weil die Umwelt dem behinderten
Menschen wegen der Ansteckungs-
gefahr ablehnend gegenübersteht, so
sollte das ebenfalls angegeben wer-
den.

Normale Alterserscheinungen können
nicht als Behinderung anerkannt wer-
den. Das Gleiche gilt für vorüberge-
hende Erkrankungen, deren Auswir-
kungen nicht über 6 Monate zu spüren
sind. 

Der Antragsteller sollte sich deshalb
überlegen, ob er z.B. die altersbedingte
leichte Weitsichtigkeit hier überhaupt
angeben will; Gleiches gilt z. B. für den
einwandfrei verheilten Armbruch.

Das Versorgungsamt muss jede im
Antrag angegebene – auch geringfügi-
ge – Gesundheitsstörung überprüfen.
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Die Bearbeitungsdauer würde durch
solche Angaben nur unnötig verzögert.
In Zweifelsfällen sollte der behinderte
Mensch vor Antragstellung mit seinem
Arzt sprechen. Wenn er dann immer
noch nicht sicher ist, sollte er jede
Gesundheitsstörung gegenüber dem
Versorgungsamt angeben, die nach
seiner Meinung zu einer Beeinträch-
tigung der Teilhabe am Leben in der
Gesellschaft führt.

Sofern dem Antragsteller die Diagnose
seiner Gesundheitsstörung bekannt
ist, ist es sinnvoll, diese einzutragen.
Wenn er die genaue medizinische
Bezeichnung nicht kennt, reicht es
allerdings aus, wenn er die Auswir-
kungen der Gesundheitsstörung 
aufschreibt (z. B. Kopfschmerzen,
Rückenschmerzen, Bewegungs-
störungen des rechten Arms).

Der Antragsteller sollte daran denken,
dass er seine Angaben möglichst voll-
ständig macht: sonst kann es passie-
ren, dass wesentliche Beeinträchtigun-
gen beim Feststellungsverfahren des
Versorgungsamtes „vergessen“ wer-
den. Er erschwert dem Versorgungs-
amt die Bearbeitung, wenn er hier
überhaupt keine Eintragung vornimmt,
und er hat nicht die Gewähr dafür, dass
auch wirklich jede Gesundheitsstörung
berücksichtigt wird.

Dem behinderten Menschen bleibt
nach einer Entscheidung des Bundes-
sozialgerichts allerdings selbst über-
lassen, welche Beeinträchtigungen bei
der Prüfung der Schwerbehinderten-

eigenschaft berücksichtigt werden
sollen. Im Schwerbehindertenrecht
gibt es nach diesem Urteil nicht den
Grundsatz „Alles oder Nichts“. Der
behinderte Mensch kann danach
selbst entscheiden, welche Beein-
trächtigungen vom Versorgungsamt
berücksichtigt werden sollen und wel-
che nicht. Die nach seinem Willen
nicht zu berücksichtigenden Beein-
trächtigungen bleiben im Verfahren
und auch bei der Feststellung des
Gesamt-GdB und der Merkzeichen für
die Nachteilsausgleiche außer Be-
tracht. (Das Bundessozialgericht ent-
sprach damit in letzter Instanz der
Klage einer Frau, die sich dagegen
wandte, dass ihr vom Versorgungsamt
für die Eigenschaft als schwerbehin-
derter Mensch außer anderweitiger
Funktionsbeeinträchtigungen auch
eine zunehmende Geisteskrankheit
bescheinigt wurde. – Az.: 9 RVs 4/83 –)

Falls der behinderte Mensch nicht aus-
drücklich die Beschränkung auf einzel-
ne Beeinträchtigungen beantragt, hat
das Versorgungsamt im Feststellungs-
verfahren alle geltend gemachten
Gesundheitsstörungen zu berücksich-
tigen.

Wenn der Antragsteller ärztliche Unter-
lagen über seine geltend gemachten
Gesundheitsstörungen besitzt, die
nicht älter als 5 Jahre sind (z. B.
Befundberichte, ärztliche Gutachten,
Kurschlussgutachten, Pflegegutach-
ten, EKG, Labor- und Röntgenbefun-
de, aber auch  Bescheide anderer 
Leistungsträger), ist es ratsam, diese
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Unterlagen möglichst in Kopie dem
Antrag beizufügen.

Die Bearbeitungszeit wird umso mehr
verkürzt, je eindeutigere ärztliche
Unterlagen dem Versorgungsamt vor-
gelegt werden können. Die ärztlichen
Bescheinigungen sollten nur dann eine
Angabe über den Grad der Behinde-
rung enthalten, wenn der Arzt gleich-
zeitig auf die entsprechende Rand-
nummer der „Anhaltspunkte“ (siehe
Anlage C) hinweist. Dafür ist es aber
wichtig, dass das Krankheitsbild und
die dadurch entstehenden Funktions-
beeinträchtigungen möglichst genau
beschrieben werden (Beispiel: nicht:
„totaler Haarausfall“, sondern: „psychi-
sche Behinderung nach totalem Haar-
ausfall“).

Der behinderte Mensch braucht aber
nicht von sich aus ärztliche Bescheini-
gungen, Gutachten usw. zur Vorlage
beim Versorgungsamt von den behan-
delnden Ärzten zu verlangen. Diese
Unterlagen müsste er dann selbst
bezahlen, während die ärztlichen Ant-
worten auf Anfragen des Versorgungs-
amtes für ihn kostenfrei sind.

Im Regelfall wird der Antrag auf Fest-
stellung der Eigenschaft als schwerbe-
hinderter Mensch nicht an dem Tage
gestellt, an dem die Behinderung
tatsächlich eintritt, sondern erst einige
Zeit später. Nicht nur für statistische
Zwecke ist es deshalb wichtig, dass
die Frage, seit wann die Behinderung
besteht, beantwortet wird: die Aner-
kennung der Eigenschaft als (schwer-)

behinderter Mensch kann auch rück-
wirkend beantragt werden (siehe „Zu
Randnummer 13“). 

Zu Randnummer � :

Hier sind die Namen und Anschriften
der behandelnden Ärzte anzugeben,
die die im Antragsvordruck unter Ziff. 4
genannten Gesundheitsstörungen in
den letzten 5 Jahren behandelt haben. 

Die Bearbeitungszeit des Antrages
kann erheblich verkürzt werden,
wenn der Antragsteller in seinen
Händen befindliche Unterlagen über
seine geltend gemachten Gesund-
heitsstörungen dem Antrag beifügt,
bei seinem Hausarzt gezielt nach-
fragt, ob dort Befunde sämtlicher
von ihm im Antragsvordruck ange-
gebener Fachärzte vorliegen, und
anschließend die gestellten Fragen
unter Ziff. 5 gewissenhaft mit Nein
oder Ja ankreuzt. Gleiches gilt auch 
für Krankenhaus- und Reha-/Kurentlas-
sungsberichte.

Zumindest sollte aber der Antragsteller
seinen Hausarzt über die Antragstel-
lung beim Versorgungsamt unterrich-
ten und ihn darauf aufmerksam
machen, dass das Versorgungsamt
wahrscheinlich bei ihm Auskünfte über
seinen Gesundheitszustand einholen
wird. Es ist sinnvoll, ihm eine Kopie der
Anträge an das Versorungsamt zu
übergeben. Dabei sollte der Arzt
darum gebeten werden, dass er in sei-
ner Antwort an das Versorgungsamt
dann nicht nur auf die Diagnose der
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Gesundheitsstörung eingeht, sondern
möglichst genau auch die Auswirkun-
gen beschreibt; denn insbesondere
davon hängt ab, wie hoch das Versor-
gungsamt den Grad der Behinderung
(GdB) feststellt. Wenn der Antragsteller
sich von seinen Ärzten ärztliche Be-
scheinigungen zur Vorlage beim Ver-
sorgungsamt geben lässt, muss er
diese im Regelfall selbst bezahlen
(dadurch kann allerdings evtl. die Bear-
beitungszeit des Versorgungsamtes
verkürzt werden). Auskünfte, die das
Versorgungsamt von Ärzten über
Gesundheitsstörungen einholt, sind für
den Antragsteller kostenfrei.

Zu Randnummer � :

Sofern der Antragsteller wegen einer
Gesundheitsstörung, die er als Behin-
derung anerkannt haben möchte, in
einem Krankenhaus behandelt wurde,
so muss er hier den Namen und die
Anschrift des Krankenhauses, die 
Station sowie die Behandlungszeit und
die Gesundheitsstörung angeben,
wegen der die Behandlung stattgefun-
den hat. 

Das Versorgungsamt kann bei den
Krankenhäusern evtl. wichtige Unter-
lagen anfordern, die zu einer schnelle-
ren Feststellung der Eigenschaft als
schwerbehinderter Mensch ohne zu-
sätzliche Untersuchung führen kön-
nen. Gleiches gilt, sofern in den letzten
5 Jahren Rehabilitationsverfahren/Ku-
ren durchgeführt worden sind. Auch in
diesen Fällen sollte außer der Behand-
lungszeit auch der Name und die

Anschrift der Klinik, des Kostenträgers
sowie dessen Aktenzeichen angege-
ben werden. Die Angaben sind dem
Einberufungsbescheid zur Rehabilita-
tionsnaßnahme/Kur zu entnehmen.

Falls dem Antragsteller ärztliche Be-
richte über Krankenhausbehandlungen
und Klinikaufenthalte oder Behandlun-
gen bei den angegebenen Ärzten vor-
liegen, sollte er diese in Kopie dem
Antrag beifügen; dadurch kann die
Bearbeitungszeit beim Versorgungs-
amt erheblich abgekürzt werden.

Zu Randnummer 
 :

Wenn über eine frühere Feststellung
hinaus weitere Gesundheitsstörungen
geltend gemacht werden, ist es sehr
hilfreich, medizinische Unterlagen an-
derer Leistungsträger in die Beurtei-
lung einbeziehen zu können. Auch
werden hierdurch überflüssige erneute
ärztliche Untersuchungen vermieden.

Zu Randnummer � :

Um bestimmte Rechte in Anspruch
nehmen zu können (z. B. Freifahrt im
öffentlichen Personenverkehr, Rund-
funkgebührenbefreiung usw.), müssen
besondere Merkzeichen im Ausweis
eingetragen sein. Dafür muss – wie bei
Behinderung und Behinderungsgrad –
eine „Feststellung“ vorliegen. Das Ver-
sorgungsamt prüft zwar in jedem Fall,
ob und ggf. welche gesundheitlichen
Merkmale zur Inanspruchnahme von
Nachteilsausgleichen vorliegen. Den-
noch sollte der Antragsteller überlegen,
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ob die im Antragsvordruck genannten
gesundheitlichen Voraussetzungen für
bestimmte Merkzeichen vorliegen
könnten. Das Ankreuzen des Merkzei-
chens erleichtert dem Versorgungsamt
die vollständige und zügige Bearbei-
tung des Antrages.

Im Einzelnen bedeuten:

„Erheblich beeinträchtigt in

der Bewegungsfähigkeit im

Straßenverkehr“ (gehbehin-

dert):

Eintragung im Ausweis: 

Merkzeichen (siehe Seite 52).

Ein Mensch ist in seiner Bewegungs-
fähigkeit im Straßenverkehr erheblich
beeinträchtigt, wenn er infolge einer
Einschränkung des Gehvermögens
auch durch innere Leiden oder infolge
von Anfällen oder von Störungen der
Orientierungsfähigkeit nicht ohne
erhebliche Schwierigkeiten oder nicht
ohne Gefahren für sich oder andere
Wegstrecken im Ortsverkehr zurückzu-
legen vermag, die üblicherweise noch
zu Fuß zurückgelegt werden.

Bei der Prüfung der Frage, ob diese
Voraussetzungen vorliegen, kommt es
nicht auf die konkreten örtlichen Ver-
hältnisse des Einzelfalles an, sondern
darauf, welche Wegstrecken allgemein
– d. h. altersunabhängig von nichtbe-
hinderten Menschen – noch zu Fuß
zurückgelegt werden.

G

Nach der Rechtsprechung gilt als
ortsübliche Wegstrecke in diesem
Sinne eine Strecke von etwa zwei Kilo-
metern, die in etwa einer halben Stun-
de zurückgelegt wird.

Eine erhebliche Beeinträchtigung der
Bewegungsfähigkeit im Straßenver-
kehr liegt z. B. bei Einschränkungen
des Gehvermögens vor, die

– von den unteren Gliedmaßen und/
oder von der Lendenwirbelsäule
ausgehen und

– für sich allein mindestens einen GdB
von 50 ausmachen.

Wenn diese Behinderungen der unte-
ren Gliedmaßen sich auf die Gehfähig-
keit besonders auswirken, z. B. bei
Versteifung des Hüft-, Knie- oder Fuß-
gelenks in ungünstiger Stellung oder
arteriellen Verschlusskrankheiten, kann
eine erhebliche Beeinträchtigung der
Bewegungsfähigkeit im Straßenver-
kehr ab einem GdB von 40 angenom-
men werden. (In diesem Fall wird ein
Ausweis mit dem Merkzeichen „G“
selbstverständlich nur dann ausge-
stellt, wenn der Gesamt-GdB aufgrund
zusätzlicher Behinderungen mindes-
tens 50 beträgt.)

Aber auch bei inneren Leiden kann die
Bewegungsfähigkeit im Straßenverkehr
erheblich beeinträchtigt sein (z. B. bei
schweren Herzschäden, dauernder
Einschränkung der Lungenfunktion,
hirnorganischen Anfällen, Zuckerkran-
ken, die unter häufigen Schocks lei-
den).
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Die Voraussetzung kann auch erfüllt
sein, wenn die Orientierungsfähigkeit
des behinderten Menschen erheblich
gestört ist (z. B. bei Sehbehinderten ab
einem GdB von 70, bei Sehbehinde-
rungen, die einen GdB von 50 oder 60
bedingen, nur in Kombination mit er-
heblichen Störungen der Ausgleichs-
funktion – z. B. hochgradige Schwer-
hörigkeit beiderseits, geistige Behinde-
rung –).

„Außergewöhnlich geh-

behindert“:

Eintragung im Ausweis: 

Merkzeichen (siehe Seite 53).

Als schwerbehinderte Menschen mit
außergewöhnlicher Gehbehinderung
sind solche Personen anzusehen, die
sich wegen der Schwere ihres Leidens
dauernd nur mit fremder Hilfe oder nur
mit großer Anstrengung außerhalb
ihres Kraftfahrzeuges bewegen kön-
nen.

Das Merkzeichen ist nur zuzuer-
kennen, wenn wegen außergewöhn-
licher Behinderung beim Gehen die
Fortbewegung auf das Schwerste ein-
geschränkt ist; die Beeinträchtigung
des Orientierungsvermögens allein
reicht nicht aus.

Hierzu zählen:

– Querschnittsgelähmte,
– Doppel-Oberschenkelamputierte,
– Doppel-Unterschenkelamputierte,

aG

aG

– Hüftexartikulierte (behinderte Men-
schen, denen ein Bein im Hüftgelenk
entfernt wurde) und

– einseitig Oberschenkelamputierte,
die dauernd außerstande sind, ein
Kunstbein zu tragen oder nur eine
Beckenkorbprothese tragen können
oder zugleich unterschenkel- oder
armamputiert sind, sowie

– andere schwerbehinderte Men-
schen, die nach versorgungsärzt-
licher Feststellung auch aufgrund
von Erkrankungen dem vorstehend
aufgeführten Personenkreis gleich-
zustellen sind. Eine solche Gleich-
stellung rechtfertigen beispielswei-
se Herzschäden oder Krankhei-
ten der Atmungsorgane, sofern die
Einschränkungen der Herzleistung
oder Lungenfunktion für sich allein
einen GdB von wenigstens 80
bedingen.

Das Versorgungsamt erkennt das
Merkzeichen nur dem Antrag-
steller zu, der die oben genannten Vo-
raussetzungen erfüllt. Es reicht z. B.
nicht aus,

– wenn der Antragsteller wegen der
Teilentfernung des Darmes an Stuhl-
inkontinenz leidet und seine Fortbe-
wegungsfähigkeit erheblich dadurch
eingeschränkt ist, weil er innerhalb
kürzester Zeit auf eine Toilette ange-
wiesen ist,

– wenn der Antragsteller an einer er-
heblichen Versteifung des Hüftge-
lenks und deform verheiltem Bruch
des Oberschenkels leidet, sodass 
er deshalb auf öffentlichen Park-

aG
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plätzen mit üblichen Abmessungen
seine Pkw-Tür nicht vollständig öffnen
kann.

„Auf ständige Begleitung

bei Benutzung von öffent-

lichen Verkehrsmitteln

angewiesen“:

Eintragung im Ausweis: 

Merkzeichen 

– erfolgt allerdings nur, wenn zudem
eine erhebliche oder außergewöhnli-
che Gehbehinderung festgestellt ist –
(siehe Seite 52).

Ständige Begleitung ist bei schwerbe-
hinderten Menschen notwendig, die
– infolge ihrer Behinderung zur Vermei-

dung von Gefahren für sich oder
andere bei Benutzung von öffentli-
chen Verkehrsmitteln regelmäßig auf
fremde Hilfe angewiesen sind, d. h.
beim Ein- und Aussteigen oder
während der Fahrt des Verkehrsmit-
tels regelmäßig fremde Hilfe benöti-
gen oder

– Hilfen zum Ausgleich von Orientie-
rungsstörungen (z. B. bei Sehbehin-
derung, geistiger Behinderung) in
Anspruch nehmen.

Die Notwendigkeit ständiger Beglei-
tung wird stets angenommen bei
– Querschnittsgelähmten
– Ohnhändern
– Blinden und
– erheblich sehbehinderten, hochgra-

dig hörbehinderten, geistig behin-
derten Menschen und Anfallskran-

B

ken, bei denen eine erhebliche
Beeinträchtigung der Bewegungs-
fähigkeit im Straßenverkehr anzu-
nehmen ist (siehe Seiten 24 und 25).

Die Notwendigkeit ständiger Beglei-
tung liegt oft auch vor, wenn eine
außergewöhnliche Gehbehinderung
oder Hilflosigkeit (bei Erwachsenen)
anzunehmen ist.

„Blind“ oder „Wesentlich

sehbehindert“:

Eintragung im Ausweis: 

Merkzeichen (siehe Seite 51).

Wesentlich ist eine Sehbehinderung,
wenn sie für sich allein einen GdB von
wenigstens 60 ausmacht.

„Gehörlos“ oder „Gehin-

dert, sich trotz Hörhilfe

ausreichend zu verständi-

gen“:

Eintragung im Ausweis: 

Merkzeichen (siehe Seite 51).

Dazu zählen die gehörlosen Menschen
und diejenigen Menschen, die an beiden
Ohren mindestens eine hochgradige
kombinierte Schwerhörigkeit oder hoch-
gradige Innenohrschwerhörigkeit mit
einem GdB von mindestens 50 allein
aufgrund der Hörbehinderung haben. 

Eine reine Schallleitungsschwerhörig-
keit ermöglicht im Allgemeinen bei

RF

RF



27

Benutzung von Hörhilfen eine ausrei-
chende Verständigung, sodass hierbei
die gesundheitlichen Voraussetzungen
im Allgemeinen nicht erfüllt sind.

„Ständig gehindert, an

öffentlichen Veranstaltun-

gen jeder Art teilzuneh-

men“:

Eintragung im Ausweis: 

Merkzeichen (siehe Seite 51).

Hier wird vorausgesetzt, dass die
Behinderung mindestens einen GdB
von 80 ausmacht. Die Voraussetzun-
gen sind gegeben bei
– behinderten Menschen mit schweren

Bewegungsstörungen – auch durch
innere Leiden (schwere Herzleis-
tungsschwäche, schwere Lungen-
funktionsstörung) –, die deshalb auf
Dauer selbst mit Hilfe von Begleitper-
sonen oder mit technischen Hilfsmit-
teln (z. B. Rollstuhl) öffentliche Veran-
staltungen in ihnen zumutbarer
Weise nicht besuchen können;

– behinderten Menschen, die durch
ihre Behinderung auf ihre Umgebung
unzumutbar abstoßend und störend
wirken (z. B. durch Entstellung,
Geruchsbelästigung bei nicht funkti-
onsfähigem künstlichen Darmaus-
gang, häufige hirnorganische Anfälle,
grobe unwillkürliche Kopf- und
Gliedmaßenbewegungen bei Spasti-
kern, laute Atemgeräusche wie etwa
bei Asthmaanfällen und Kanülenträ-
gern, ständig wiederkehrende akute
Hustenanfälle mit Auswurf bei Kehl-
kopflosen);

RF

– behinderten Menschen mit – nicht
nur vorübergehend – ansteckungs-
fähiger Lungentuberkulose;

– geistig oder seelisch behinderten
Menschen, bei denen befürchtet
werden muss, dass sie beim Besuch
öffentlicher Veranstaltungen durch
motorische Unruhe, lautes Sprechen
oder aggressives Verhalten stören.

Die behinderten Menschen müssen all-
gemein von öffentlichen Zusam-
menkünften ausgeschlossen sein. Es
genügt nicht, dass sich die Teilnahme
an einzelnen, nur gelegentlich stattfin-
denden Veranstaltungen – bestimmter
Art – verbietet. Behinderte Menschen,
die noch in nennenswertem Umfang an
öffentlichen Veranstaltungen teilnehmen
können, erfüllen die Voraussetzungen
nicht. Die Berufstätigkeit eines behin-
derten Menschen ist in der Regel ein
Indiz dafür, dass öffentliche Veranstal-
tungen – zumindest gelegentlich –
besucht werden können, es sei denn,
dass eine der vorgenannten Beein-
trächtigungen vorliegt,  die bei Men-
schenansammlungen zu unzumutbaren
Belastungen für die Umgebung oder für
den Betroffenen führt.

„Hilflos“:

Eintragung im Ausweis: 

Merkzeichen (siehe Seite 53).

Als hilflos ist ein Mensch anzusehen,
der infolge seiner Behinderung nicht
nur vorübergehend (also mehr als 6
Monate) für eine Reihe von häufig und
regelmäßig wiederkehrenden Verrich-
tungen zur Sicherung seiner persön-

H
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lichen Existenz im Ablauf eines jeden
Tages fremder Hilfe dauernd bedarf.

Häufig und regelmäßig wiederkehren-
de Verrichtungen zur Sicherung der
persönlichen Existenz im Ablauf eines
jeden Tages sind insbesondere An-
und Auskleiden, Nahrungsaufnahme,
Körperpflege, Verrichten der Notdurft.
Außerdem sind notwendige körperli-
che Bewegung, geistige Anregung und
Möglichkeiten zur Kommunikation zu
berücksichtigen.

Der Umfang der notwendigen Hilfe bei
den häufig und regelmäßig wieder-
kehrenden Verrichtungen muss erheb-
lich sein. Dies ist dann der Fall, wenn
die Hilfe dauernd für zahlreiche Ver-
richtungen, die häufig und regelmäßig
wiederkehren, benötigt wird. Einzelne
Verrichtungen, selbst wenn sie le-
bensnotwendig sind und im täglichen
Lebensablauf wiederholt vorgenom-
men werden, genügen nicht (z. B.
Hilfe beim Anziehen einzelner Beklei-
dungsstücke, notwendige Begleitung
bei Reisen und Spaziergängen, Hilfe
im Straßenverkehr, einfache Wund-
oder Heilbehandlung, Hilfe bei Heim-
dialyse ohne Notwendigkeit weiterer
Hilfeleistung). Verrichtungen, die mit
der Pflege der Person nicht unmittel-
bar zusammenhängen (z. B. im Be-
reich der hauswirtschaftlichen Versor-
gung), müssen außer Betracht bleiben. 

Ob ein Zustand der Hilflosigkeit
besteht, ist damit eine Frage des Tat-
bestandes, die nicht allein nach dem
medizinischen Befund beurteilt werden

kann; diese Frage ist vielmehr unter
Berücksichtigung aller in Betracht
kommenden Umstände des einzelnen
Falles zu entscheiden, wobei auch von
Bedeutung sein kann, welche Belas-
tungen dem Behinderten nach Art 
und Ausdehnung seiner Behinderung
zugemutet werden dürfen.

Bei einer Reihe schwerer Beeinträch-
tigungen, die aufgrund ihrer Art und
besonderen Auswirkung regelhaft Hil-
feleistungen in erheblichem Umfang
erfordern, kann im Allgemeinen ohne
nähere Prüfung Hilflosigkeit angenom-
men werden. Dies gilt stets bei Blind-
heit und hochgradiger Sehbehinde-
rung.

Hochgradig in seiner Sehfähigkeit
behindert ist ein Mensch, dessen Seh-
schärfe auf keinem Auge und auch
nicht bei beidäugiger Prüfung mehr als
1/20 beträgt oder wenn andere hin-
sichtlich des Schweregrades gleichzu-
achtende Störungen der Sehfunktion
vorliegen. Dies ist der Fall, wenn die
Einschränkung des Sehvermögens
einen GdB-Grad von 100 bedingt und
noch nicht Blindheit vorliegt.

– Querschnittslähmung und andere
Beeinträchtigungen, die auf Dauer
und ständig – auch innerhalb des
Wohnraums – die Nutzung eines
Rollstuhls erfordern,

in der Regel auch bei
– Hirnschäden, Anfallsleiden, geistiger

Behinderung und Psychosen, wenn
diese Behinderung allein einen GdB
von 100 bedingt,
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– Verlust von zwei oder mehr Glied-
maßen; Ausnahme: bei Unterschen-
kelamputation beiderseits wird im
Einzelfall geprüft, ob Hilflosigkeit ge-
geben ist (als Verlust einer Glied-
maße gilt der Verlust mindestens der
ganzen Hand oder des ganzen
Fußes).

Führt eine Behinderung zu dauern-
dem Krankenlager, so sind stets die
Voraussetzungen für die Annahme von
Hilflosigkeit erfüllt. Dauerndes Kran-
kenlager setzt nicht voraus, dass der
behinderte Mensch das Bett über-
haupt nicht verlassen kann.

Bei Kindern ist stets nur der Teil der
Hilfsbedürftigkeit zu berücksichtigen,
der wegen der Behinderung den
Umfang der Hilfsbedürftigkeit eines
gesunden gleichaltrigen Kindes über-
schreitet.

Die Feststellungen der Pflegekassen
über das Vorliegen von Pflegebedürf-
tigkeit nach dem Pflegeversicherungs-
gesetz führen nicht automatisch zur
Feststellung von „Hilflosigkeit“. Nach
dem Rundschreiben des BMA vom
16.07.1997 – VI 5-55463-3/1 (55492)
bestehen jedoch bei sachgerechter
Feststellung von Schwerstpflegebe-
dürftigkeit – Pflegebedürftigkeit der
Stufe III – nach § 15 SGB XI oder ent-
sprechender Vorschriften keine Beden-
ken, auch die gesundheitlichen Vor-
aussetzungen für die Annahme von
Hilflosigkeit im Sinne von § 33b EStG
zu bejahen. Für die Fälle, in denen
nach den genannten Vorschriften eine

geringere Stufe der Pflegebedürftigkeit
festgestellt worden ist, ist weiterhin
eine eigenständige Prüfung von Hilflo-
sigkeit erforderlich.

„Bei Reisen mit der Deut-

schen Bahn AG erfordern

die Schädigungsfolgen im

Sinne des Bundesversor-

gungsgesetzes/Bundesent-

schädigungsgesetzes die

Unterbringung in der 

1. Wagenklasse“:

Eintragung im Ausweis: 

Merkzeichen (siehe Seite 51).

Die Voraussetzungen für die Benut-
zung  der 1. Wagenklasse mit dem
Fahrausweis der 2. Wagenklasse erfül-
len ausschließlich Schwerkriegs-
beschädigte und Verfolgte im
Sinne des Bundesentschädigungs-
gesetzes (BEG) mit einer Minderung
der Erwerbsfähigkeit (MdE) um we-
nigstens 70 v. H., wenn der auf den
erkannten Schädigungsfolgen beru-
hende körperliche Zustand bei Eisen-
bahnfahrten ständig die Unterbringung
in der 1. Wagenklasse erfordert. Bei
schwerkriegsbeschädigten Empfän-
gern der drei höchsten Pflegezula-
gestufen sowie bei Kriegsblinden,
kriegsbeschädigten Ohnhändern und
kriegsbeschädigten Querschnittsge-
lähmten wird das Vorliegen der Voraus-
setzungen unterstellt.

1.Kl.
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„Blind“:

Eintragung im Ausweis:

Merkzeichen (siehe Seite 53).

Blind ist ein Mensch, der das Augen-
licht vollständig verloren hat. Als blind
ist auch ein Mensch anzusehen, des-
sen Sehschärfe auf dem besseren
Auge nicht mehr als 1/50 beträgt oder
bei dem eine dem Schweregrad dieser
Sehschärfe gleichzuachtende, nicht
nur vorübergehende Störung des Seh-
vermögens vorliegt.

Mit Urteil vom 27. 02. 1992 – 5 C
48.88 – hat das Bundesverwaltungs-
gericht entschieden, dass Entschei-
dungen der Versorgungsämter nach §
69 Abs. 1 und 4 SGB IX (ehemals § 4
Abs. 1 und 4 Schwerbehindertenge-
setz) Statusentscheidungen sind be-
zogen auf die Prüfung inhaltsgleicher
Tatbestandsvoraussetzungen für in
anderen Gesetzen geregelte Vergüns-
tigungen bzw. Nachteilsausgleiche.
Nach dieser Entscheidung sind die
Landschaftsverbände, die nach dem
Gesetz über die Hilfen für Blinde und
Gehörlose u. a. für die Gewährung von
Blindengeld zuständig sind, an die
Feststellung der Versorgungsämter
zum Merkzeichen „Bl” gebunden.

„Gehörlos“:

Eintragung im Ausweis:

Merkzeichen (siehe Seite 53).

Gehörlos sind hörbehinderte Men-
schen, bei denen Taubheit beiderseits
vorliegt, sowie hörbehinderte Men-
schen mit einer an Taubheit grenzen-

Gl

Bl

den Schwerhörigkeit beiderseits, wenn
daneben schwere Sprachstörungen
(schwer verständliche Lautsprache,
geringer Wortschatz) vorliegen. Das
sind in der Regel hörbehinderte Men-
schen, bei denen die an Taubheit gren-
zende Schwerhörigkeit angeboren oder
in der Kindheit erworben worden ist.

Zu Randnummer � :

Wer „Freifahrt“ auf Bahnstrecken der
Deutschen Bahn AG in Anspruch neh-
men möchte, benötigt ein Streckenver-
zeichnis zum Schwerbehindertenaus-
weis, das vom Versorgungsamt ausge-
stellt wird. Dieses Streckenverzeichnis
(siehe Seite 58) enthält alle Bahn-
strecken im Umkreis von 50 km um
den Wohnsitz (geographischer Orts-
mittelpunkt) oder gewöhnlichen Auf-
enthaltsort. In der Praxis verliert das
Streckenverzeichnis in NRW immer
mehr an Bedeutung, weil es für die
unentgeltliche Beförderung in Ver-
kehrsverbünden nicht benötigt wird.
Wer mehrere Wohnsitze hat, muss sich
entscheiden und den Wohnsitz eintra-
gen, für den das Streckenverzeichnis
gelten soll.

Zu Randnummer 
 :

�Hier können Eintragungen vorge-
nommen werden, wenn die Behin-
derung schon vor der Antragstellung
vorgelegen hat und ein besonderes
Interesse an einer Anerkennung vor
Antragstellung glaubhaft gemacht
wird.

�Bei der Inanspruchnahme mancher
Rechte oder Nachteilsausgleiche



31

(vgl. Schriftenreihe „Für schwer-
behinderte Menschen“ – Heft 2)
kommt es darauf an, ab wann die
Eigenschaft als (schwer-)behinderter
Mensch, Grad der Behinderung oder
gesundheitliche Merkmale nachge-
wiesen sind. Das gilt z. B. für den
Zusatzurlaub und auch für die Inan-
spruchnahme von Steuerermäßigun-
gen. (Manche Steuerermäßigungen
können rückwirkend für ein ganzes
Jahr in Anspruch genommen wer-
den, wenn die Schwerbehindertenei-
genschaft nur für einen Kalendertag
im Jahr festgestellt wurde). Da viele
behinderte Menschen die Anerken-
nung der Schwerbehinderteneigen-
schaft nicht am gleichen Tag bean-
tragen, an dem auch die Behinde-
rung eingetreten ist (z. B. bei
Unfällen und beginnenden Erkran-
kungen), kann angeben werden: „Ich
bitte um rückwirkende Feststellung
der Schwerbehinderteneigenschaft
ab Monat/Jahr.“ Sie tragen als
Datum dann den Zeitpunkt ein, von
dem sie meinen, dass dann ihre
Behinderung eingetreten ist oder von
dem an sie einen bestimmten Nach-
teilsausgleich in Anspruch nehmen
wollen.

�Wenn die Behinderung bereits in
einem Bescheid oder einer Entschei-
dung festgestellt worden ist (vgl.
Randnummer 6) und der Antragstel-
ler dennoch auf eine anderweitige
Feststellung durch das Versorgungs-
amt Wert legt, die von der Feststel-
lung im Rentenbescheid usw. natür-
lich abweichen kann, so sollte er das
besonders angeben.

�Wenn dem Antragsteller die Kündi-
gung des Arbeitsverhältnisses droht
und er den Kündigungsschutz nach
dem SGB IX in Anspruch nehmen
will, sollte er hier darauf hinweisen
(evtl. auf einem besonderen Blatt).

Zu Randnummer � :

Damit das Versorgungsamt die Behin-
derung überhaupt feststellen kann, ist
es erforderlich, dass die angegebenen
Ärzte, Krankenanstalten und Behörden
von der Schweigepflicht gegenüber
dem Versorgungsamt entbunden wer-
den. Dem Antrag muss dann ggf. auch
noch ein Lichtbild beigefügt werden
und auf keinen Fall darf unter Antrags-
ort und Antragsdatum die Unterschrift
oder die Unterschrift des gesetzlichen
Vertreters vergessen werden.

Merksätze für das Feststellungsverfahren:

� Immer nur vollständig ausgefüllte Anträge stellen, sämtliche Gesundheits-
störungen, die geltend gemacht werden sollen, benennen.

� Einzelne Gesundheitsstörungen nummerieren, damit geprüft werden kann,
ob alle Angaben im Bescheid berücksichtigt wurden!

� Antrag kopieren (für die eigene Akte und zum Gespräch mit den im Antrag
genannten Ärzten)!

� Ggf. Arbeitgeber über die Antragstellung informieren (z. B. zur Sicherung des
Anspruchs auf Zusatzurlaub)!


